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1. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom
12. November 2001 aufgehoben und die Klage abgewiesen. 2. AuÃ�ergerichtliche
Kosten sind nicht zu erstatten. 3. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beklagte wendet sich mit der Berufung dagegen, dem KlÃ¤ger nach einem
Leistungsfall vom 30. MÃ¤rz 1995 die Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit zahlen zu
mÃ¼ssen.

Der am X.XXXXX 1950 geborene KlÃ¤ger, der nach seinen Angaben keinen
Hauptschulabschluss und die Sonderschule besucht hat, absolvierte von 1966 bis
1969 mit Erfolg eine Berufsausbildung zum Schlachter und war anschlieÃ�end bis
Mai 1973 als Schlachtergeselle tÃ¤tig. Seit 1968 im Besitz des FÃ¼hrerscheins der
Klasse 3, wurde er am 25. Juni 1973 als Arbeiter des Postfach- und
Verwaltungsdienstes von der Deutschen Bundespost (DBP) eingestellt. Vom 2. bis 4.
Juli 1973 nahm er an einem Anlernlehrgang teil. Er wurde in Lohngruppe IV der
Anlage 2 zum Tarifvertrag fÃ¼r Arbeiter der Deutschen Bundespost (TV Arb)
eingruppiert, in der er bis zum 30. September 1990 verblieb. ZuzÃ¼glich zum Lohn
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nach Lohngruppe IV erhielt er eine TÃ¤tigkeitszulage, weil er auf einem
Dienstposten fÃ¼r Beamte â�� in der Vereinigten Briefzustellung/Telegramm- und
Eilzustellung â�� vollschichtig beschÃ¤ftigt war. Bei seiner TÃ¤tigkeit fÃ¼hrte er
einen PKW. HierfÃ¼r wurde ihm der PostfÃ¼hrerschein der Klasse 3, ab April 1992
der Berechtigungsschein zum FÃ¼hren von Kraftfahrzeugen der DBP der Klasse VM
3 erteilt. Ab November 1981 war der KlÃ¤ger nur noch 20 Stunden wÃ¶chentlich
beschÃ¤ftigt. Ab Oktober 1990 (TV Arb Nr. 406) wurde er in die (neue) Lohngruppe
4 Ã¼bergeleitet. Er erhielt ab April 1992 wegen der HÃ¶herbewertung seines
Teildienstpostens von A 2/A 3/A 4 nach A 5 eine TÃ¤tigkeitszulage nach Lohngruppe
7a. Die Postbetriebliche PrÃ¼fung oder die PrÃ¼fung fÃ¼r den einfachen
Postdienst hatte er nicht abgelegt. Nach dem Vermerk der Dienststelle vom 19.
Januar 1994 war er zuletzt als Teilzeitkraft "Ã¼berwiegend im Postfachservice"
eingesetzt, nach der Auskunft der Deutschen Post AG vom 22. September 1995 als
"Arbeiter in der Eilzustellung", wobei er Telegramme und Eilbriefe sowie schwere
Eil- und Schnellpakete sowie Kuriersendungen per PKW zuzustellen hatte. Diese
TÃ¤tigkeit, fÃ¼r die eine Ausbildungszeit von nicht mehr als drei Monaten
vorgeschrieben war, hatte der KlÃ¤ger teils im Stehen, grÃ¶Ã�tenteils im Sitzen,
teils in geschlossenen RÃ¤umen, teils im Freien und teils im PKW zu verrichten.
Nach der genannten Auskunft der Deutschen Post AG hatte er seinen Lohn nicht
ausschlieÃ�lich wegen der QualitÃ¤t der Arbeit, sondern auch aufgrund eines
BewÃ¤hrungsaufstiegs erhalten.

Im SpÃ¤tsommer 1994 wurde der KlÃ¤ger arbeitsunfÃ¤hig (22. August bis 27.
September 1994) und war dies nach einem Arbeitsversuch erneut ab 4. Oktober
1994. Er bezog von der Postbetriebskrankenkasse bis 31. Juli 1995 Krankengeld und
wegen eines Heilverfahrens in Bad B. (Entlassungsbericht vom 31. Januar 1995), wo
die Ã�rzte vom Vorliegen eines cervikalen Bandscheibenprolapses C 6 â�� C8
ausgingen, von der Beklagten fÃ¼r die Zeit vom 27. Dezember 1994 bis 24. Januar
1995 Ã�bergangsgeld. Er schied mit Ablauf des 30. April 1995 aus dem Dienst der
Deutschen Post AG aus, nachdem der Postarzt Dr. P. ihn wegen Erkrankungen der
Gelenke und der WirbelsÃ¤ule mit Bandscheibenschaden fÃ¼r die Verrichtung von
Arbeiten des einfachen Postdienstes nicht mehr fÃ¼r gesundheitlich geeignet
gehalten hatte. Seit dem 1. August 1995 erhÃ¤lt der KlÃ¤ger von der Beigeladenen
eine sog. VAP-Rente.

Seinen Rentenantrag vom 30. MÃ¤rz 1995 begrÃ¼ndete der KlÃ¤ger mit
SchlafstÃ¶rungen, starken Kopf- und Oberarmschmerzen links, Schmerzen im
Schulter- und RÃ¼ckenbereich und mit einem Bandscheibenvorfall an der
HalswirbelsÃ¤ule (vgl. Knochenszintigramm Dr. L. vom 16. September 1994;
Kernspintomogramm Dr. B. vom 8. November 1994, neurologische Untersuchung
Dr. R.-P. vom 12. Dezember 1994, MDK-Gutachten Dr. Z. vom 20. Dezember 1994).
Er wurde auf Veranlassung der Beklagten am 5. Juli 1995 von dem OrthopÃ¤den Dr.
von W. untersucht und begutachtet (Gutachten vom 6. Juli 1995). Dieser hielt ihn
noch fÃ¼r fÃ¤hig, leichte und mittelschwere, gelegentlich auch schwere
TÃ¤tigkeiten vollschichtig zu verrichten, die in wechselnder KÃ¶rperhaltung, ohne
Ã¼berwiegendes Arbeiten mit den Armen Ã¼ber der Horizontale und ohne
Ã¼berwiegendes Anheben schwerer GegenstÃ¤nde, zur DurchfÃ¼hrung gelangen
kÃ¶nnten. Dr. von W. verblieb bei seiner Leistungsbeurteilung auch, nachdem der
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Befundbericht des OrthopÃ¤den Dr. M.-B. vom 14. September 1995 (leichte
TÃ¤tigkeiten mit reduzierter Stundenzahl) eingeholt worden war (Stellungnahme
vom 4. Oktober 1995). Daraufhin lehnte die Beklagte den Rentenantrag durch
Bescheid vom 13. Juli 1995 ab und wies den Widerspruch des KlÃ¤gers durch
Widerspruchsbescheid vom 29. November 1995 zurÃ¼ck.

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren, in welchem der KlÃ¤ger die Klage auf die
GewÃ¤hrung von BerufsunfÃ¤higkeitsrente beschrÃ¤nkt hat, hat das Sozialgericht
von Dr. M.-B. die Befundberichte vom 22. Februar 1996 und 5. November 1999 und
die Berichte der Deutschen Post AG vom 8. MÃ¤rz 1996 und 16. November 1999
eingeholt, nach dessen Inhalt der KlÃ¤ger in die Lohngruppe 4 auch eingruppiert
worden wÃ¤re, wenn er keinen Dienstposten fÃ¼r Beamte innegehabt hÃ¤tte.

Sodann ist der KlÃ¤ger am 11. Juni 1996 von dem OrthopÃ¤den Dr. N., am 6. Juli
2001 von dem Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. L. und am 17. Oktober 2001
von der Ã�rztin fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie Dr. R. untersucht worden
(Gutachten vom 11. Juni 1996 und 13. Juli 2001, TerminausfÃ¼hrungen vom 12.
November 2001).

Nach Dr. N. liegt beim KlÃ¤ger vorwiegend ein sensibles cervikales
Wurzelreizsyndrom bei degenerativen VerÃ¤nderungen der HalswirbelsÃ¤ule und
Bandscheibenvorfall C 6/C 7 links vor, sodass er nur noch in der Lage ist, leichte
Arbeiten in wechselnden KÃ¶rperhaltungen (ohne Tragen und Heben mittelschwerer
und schwerer Lasten, ohne hÃ¤ufiges und anhaltendes BÃ¼cken und ohne hÃ¤ufige
und anhaltende Ã�berkopfarbeit) Ã¼berwiegend in geschlossenen RÃ¤umen
vollschichtig zu verrichten. Dr. L. hat das Vorliegen eines vorwiegend sensiblen
cervikalen Wurzelreizsyndroms bei VerschleiÃ� und Bandscheibevorfall zwischen
HalswirbelkÃ¶rper C 6 und 7 links bestÃ¤tigt und die Leistungsbeurteilung von Dr.
N. geteilt. Dr. R. hat sich den AusfÃ¼hrungen Dr. L. s angeschlossen.

AuÃ�erdem hat das Sozialgericht als berufskundigen SachverstÃ¤ndigen den
Diplomverwaltungswirt S. vom Arbeitsamt H. gehÃ¶rt, der eine schriftliche
Ausfertigung zur Frage, ob der KlÃ¤ger Facharbeiter sei und welche
VerweisungstÃ¤tigkeiten in Betracht kÃ¤men, zu den Akten gereicht hat. Der
berufskundige SachverstÃ¤ndige ist zum Ergebnis gelangt, dass der KlÃ¤ger auf
Grund der Dauer seiner BeschÃ¤ftigung, der qualifizierten DurchfÃ¼hrung der
Zustellarbeiten und des erworbenen Spezialwissens als Facharbeiter einzustufen
und in seinem bisherigen Berufsfeld nicht mehr ausreichend belastbar sei. Sozial
zumutbare Arbeiten im Lagerbereich, als Kraftfahrer und im Gartenbau entfielen
wegen der dort erforderlichen kÃ¶rperlichen Belastungen.

Das Sozialgericht hat die Beklagte durch Urteil vom 12. November 2001
verpflichtet, "dem KlÃ¤ger Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit mit dem Leistungsfall
ab Antragstellung nach MaÃ�gabe der gesetzlichen Bestimmungen zu gewÃ¤hren".
Dieser kÃ¶nne den Beruf eines Zustellers von Telegrammen, Eilbriefen, schweren
Eil- und Schnellpaketsendungen per PKW nicht mehr ausÃ¼ben, weil damit auch
mittelschwere TÃ¤tigkeiten verbunden seien. Der KlÃ¤ger sei Facharbeiter, weil er
wÃ¤hrend seiner TÃ¤tigkeit bei der Deutschen Bundespost/Deutschen Post AG
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Spezialkenntnisse erworben habe, die dem Wissens- und FÃ¤higkeitsvolumen eines
Facharbeiters mit entsprechender Ausbildung entsprÃ¤chen. Im Hinblick auf die
Dauer der BeschÃ¤ftigung und die qualifizierte DurchfÃ¼hrung der Zustellarbeiten
sei davon auszugehen, dass er das Niveau eines Facharbeiters erreicht habe. Diese
EinschÃ¤tzung werde durch die AusfÃ¼hrungen des berufskundigen
SachverstÃ¤ndigen S. gestÃ¼tzt. Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass der KlÃ¤ger aus
qualitÃ¤tsfremden GrÃ¼nden nach Lohngruppe 4 TV Arb (mit TÃ¤tigkeitszulage
nach Lohngruppe 7a TV Arb) bezahlt worden sei, lÃ¤gen nicht vor. Zumutbare
VerweisungstÃ¤tigkeiten kÃ¶nnten ihm nicht benannt werden, auf leichte Pack- und
Montierarbeiten brauche er sich nicht verweisen zu lassen.

Gegen das ihr am 17. Dezember 2001 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 8.
Januar 2002 Berufung eingelegt und ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger habe sich von
seinem erlernten Beruf gelÃ¶st und sich bei der Deutschen Post TÃ¤tigkeiten
zugewandt, die hÃ¶chstens in den Bereich des angelernten Arbeiters fielen. Er habe
keine anerkannte Qualifikation im Rahmen des ArbeitsverhÃ¤ltnisses bei der Post
erworben und auch nicht alle TÃ¤tigkeiten ausgeÃ¼bt, die zum Berufsbild einer
Dienstleistungsfachkraft gehÃ¶rten. Vielmehr habe der KlÃ¤ger BeschÃ¤ftigungen
verrichtet, die nur geringe Vorkenntnisse erforderten und in dieser Form hÃ¤ufig
auch von AushilfskrÃ¤ften ohne lÃ¤ngere Einweisung durchgefÃ¼hrt werden
kÃ¶nnten. Die Dauer des ArbeitsverhÃ¤ltnisses sei kein QualitÃ¤tsmerkmal. Die
Eingruppierung des KlÃ¤gers in Lohngruppe 4 gebe keinen Ã¼berzeugenden
Anhaltspunkt, um ihn als Facharbeiter anerkennen zu kÃ¶nnen.

Die Beklagte beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 12. November
2001 aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt, die Berufung der Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend. Das Urteil des
Bundessozialgerichts (BSG) vom 22. August 2002 (B 13 RJ 19/02 R, SGb 2002, 672
= rv 2002, 195), nach welchem die BriefzustellertÃ¤tigkeit nicht als
FacharbeitertÃ¤tigkeit im Sinne des Mehrstufenschemas anzusehen sei, treffe auf
ihn nicht zu, weil er den Zustell- und Kurierdienst mit dem PKW verrichtet habe. Er
sei weiterhin bei Dr. M.-B. und neuerdings auch bei Dr. J. in L. in Behandlung.

Die Beigeladene stellt keinen Antrag. Sie ist mit der klageweisen Geltendmachung
der an sie abgetretenen RentenansprÃ¼che durch den KlÃ¤ger einverstanden.

Dr. M.-B. hat dem Berufungsgericht mitgeteilt, den KlÃ¤ger nach dem 2. Januar
1997 weder untersucht noch behandelt zu haben. Dr. J. hat unter dem 25. April
2003 mitgeteilt, dass der KlÃ¤ger â�� der sich hierzu nicht geÃ¤uÃ�ert hat â�� in
seiner Praxis nicht behandelt worden sei.

Wegen des weiteren Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten im Einzelnen
wird auf den Inhalt der Gerichtsakten, der Verwaltungsakten samt Gutachtenakten
und Rehabilitationsakten der Beklagten und der bei der Deutschen Post AG
gefÃ¼hrten Personalakten des KlÃ¤gers Bezug genommen, die vorgelegen haben
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und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der Beklagten ist statthaft, frist- und formgerecht eingelegt und auch
im Ã�brigen zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 151 Sozialgerichtsgesetz (SGG)).

Das Rechtsmittel ist auch begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat der Klage zu Unrecht
stattgegeben. Der Bescheid der Beklagten vom 13. Juli 1995 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 29. November 1995 ist rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger
hat keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung von Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit, weil er
nicht berufsunfÃ¤hig ist.

Nach Â§ 43 Abs. 2 SÃ¤tze 1 und 2 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) in der
bis zum 31. Dezember 2000 geltenden Fassung (SGB VI aF) sind berufsunfÃ¤hig
Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder Behinderung auf
weniger als die HÃ¤lfte derjenigen von kÃ¶rperlich, geistig und seelisch gesunden
Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und
FÃ¤higkeiten gesunken ist. Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen die
ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist, umfasst alle TÃ¤tigkeiten, die
ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und ihnen unter BerÃ¼cksichtigung
der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie ihres bisherigen Berufs und der
besonderen Anforderungen ihrer bisherigen BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden
kÃ¶nnen. BerufsunfÃ¤hig ist nach Â§ 43 Abs. 2 Satz 4 SGB VI aF (idF des Art. 1 des
Zweiten Gesetzes zur Ã�nderung des SGB VI vom 2. Mai 1996, BGBl. I S. 659, in
Kraft ab 8. Mai 1996), der trotz des schon am 30. MÃ¤rz 1995 gestellten
Rentenantrages hier bereits Anwendung findet, nicht, wer eine zumutbare
TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage
nicht zu berÃ¼cksichtigen. Unter Zugrundelegung dieser gesetzlichen Vorschriften
ist der KlÃ¤ger nicht berufsunfÃ¤hig.

Der KlÃ¤ger leidet nach den vom Sozialgericht getroffenen Feststellungen, denen
sich der Senat anschlieÃ�t, weil zwischenzeitliche VerÃ¤nderungen in seinem
Gesundheitszustand weder vom KlÃ¤ger vorgetragen noch ersichtlich sind, an
einem vorwiegend sensiblen cervikalen Wurzelreizsyndrom bei VerschleiÃ� und
Bandscheibenvorfall zwischen den HalswirbelkÃ¶rpern C 6 und C 7 links. Die
neurologische Untersuchung durch Dr. L. hat insoweit kein funktionell bedeutsames
Defizit ergeben. Ein gravierender Wurzelkompressionsbefund ist nicht
nachgewiesen. Auch die SensibilitÃ¤tsminderungen sind funktionell unbedeutend,
Paresen finden sich nicht. Der linke Arm des KlÃ¤gers ist in seiner Funktion frei, es
besteht eine freie Griffart. Zwar mag ein wechselnd ausgeprÃ¤gtes C 7-
Wurzelreizsyndrom oder auch sensibles Kompressionssyndrom angesichts des an
gleicher Stelle nachgewiesenen Bandscheibenvorfalls Beschwerden verursachen,
das LeistungsvermÃ¶gen wird dadurch aber nicht aufgehoben. Der KlÃ¤ger ist nach
der Ã¼bereinstimmenden und Ã¼berzeugenden EinschÃ¤tzung von Dr. N., Dr. L.
und Dr. R. sehr wohl noch in der Lage, leichte kÃ¶rperliche Arbeiten in wechselnder
Haltung ohne Heben und Tragen mittelschwerer und schwerer Lasten und ohne
hÃ¤ufiges und anhaltendes BÃ¼cken sowie ohne hÃ¤ufige und anhaltende
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Ã�berkopfarbeit â�� unter Witterungsschutz â�� vollschichtig und regelmÃ¤Ã�ig zu
verrichten. Er ist Ã¼berdies wegefÃ¤hig. Hemmungen gegenÃ¼ber einer
leidensgerechten TÃ¤tigkeit kann er mit zumutbarer Willensanspannung
Ã¼berwinden.

Mit diesem LeistungsvermÃ¶gen vermag der KlÃ¤ger seine zuletzt verrichtete
TÃ¤tigkeit zwar nicht mehr auszuÃ¼ben. Soweit der Bericht der Deutschen Post AG
vom 22. September 1995 die von ihm geleisteten Arbeiten als kÃ¶rperlich leicht
bezeichnet, trifft dies im Ergebnis bereits deshalb nicht zu, weil nach diesem Bericht
bei der Zustellung auch schwere Eil- und Schnellpakete auszuliefern waren, sodass
das Gericht zu Gunsten des KlÃ¤gers â�� der seine letzte TÃ¤tigkeit im
Widerspruchsschreiben vom 2. August 1995 allerdings selbst als "leicht" bezeichnet
â�� davon ausgeht, dass er diese TÃ¤tigkeit gesundheitlich nicht mehr
durchfÃ¼hren kann.

Damit ist der KlÃ¤ger aber noch nicht berufsunfÃ¤hig. Dies ist erst dann der Fall,
wenn es auch keine andere TÃ¤tigkeit gibt, die ihm sozial zumutbar und fÃ¼r ihn
sowohl gesundheitlich als auch fachlich geeignet ist. Dem KlÃ¤ger ist unter
BerÃ¼cksichtigung seiner Leiden noch die vollschichtige Verrichtung jener leichten
Arbeiten mÃ¶glich, die der berufskundige SachverstÃ¤ndige S. in seiner
schriftlichen Stellungnahme, auf deren Inhalt Bezug genommen wird, aufgefÃ¼hrt
hat. Diese TÃ¤tigkeiten hat das Sozialgericht zu Unrecht nicht fÃ¼r zumutbar
erachtet, weil es mit dem berufskundigen SachverstÃ¤ndigen von einem
Facharbeiterstatus des KlÃ¤gers ausgegangen ist. Der KlÃ¤ger ist indes allenfalls
als oberer angelernter Arbeiter einzustufen. Er ist weder nach der QualitÃ¤t der von
ihm bei der Deutschen Post verrichteten TÃ¤tigkeit noch aufgrund seiner
tarifvertraglichen Einstufung als Facharbeiter anzusehen.

Entsprechend Â§ 6 Abs. 2 Satz 1 (der Anlage 2) TV Arb in der 1994 geltenden
Fassung war der KlÃ¤ger zuletzt in die Lohngruppe 4 eingruppiert. Nach dieser
Bestimmung ist der Arbeiter nach Â§ 5 Abs. 1 Nr. 4 TV Arb, also der "Ã¼brige" â��
nicht unter Â§ 5 Abs. 1 Nr. 1-3 TV Arb fallende â�� Arbeiter bei stÃ¤ndiger
BeschÃ¤ftigung auf einem Arbeitsposten fÃ¼r Beamte in die Lohngruppe 4 bzw. 4a
einzugruppieren. Er erhÃ¤lt gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 TV Arb eine
TÃ¤tigkeitszulage in HÃ¶he des Unterschiedsbetrages zwischen dem Tabellenlohn
der Lohngruppe 4 bzw. 4a und dem der hÃ¶heren Lohngruppe nach Â§ 5 Abs. 1 Nr.
4 TV Arb, im Falle des KlÃ¤gers, der zuletzt einen mit A 5 bewerteten Dienstposten
versah, eine TÃ¤tigkeitszulage nach Lohngruppe 7a TV Arb.

Nach Â§ 6 Abs. 3 Satz 1 iVm Â§ 6 Abs. 1 Satz 1 TV Arb war der KlÃ¤ger nicht
eingruppiert, weil er iSd Bestimmungen "nicht als Fahrer von Kraftwagen
beschÃ¤ftigt" war. Denn er erfÃ¼llte nicht die Voraussetzungen von Â§ 6 Abs. 3
Satz 2 TV Arb. Danach sind als Fahrer von Kraftwagen nur beschÃ¤ftigt Arbeiter, die
auf einem Arbeitsposten fÃ¼r Beamte Ã¼berwiegend mit TÃ¤tigkeiten des
AufgabentrÃ¤gers "KraftfahrzeugfÃ¼hrer" nach der Kennziffer (Kzi) 165 38 des
Bewertungskataloges (BewKat) â�� Ã�Post bzw. AtNr 31965 des BewKat F oder
Ã¼berwiegend mit TÃ¤tigkeiten der TÃ¤tNr 406 des BewKat-Ã�Post "Fahren von
Kraftfahrzeugen" beschÃ¤ftigt werden, wobei TÃ¤tigkeiten des Briefkastenleerungs-
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und des Begleitdienstes nicht als TÃ¤tigkeiten eines KraftfahrzeugfÃ¼hrers gelten
(Â§ 6 Abs. 3 SÃ¤tze 2 und 3 TV Arb). Wenn der KlÃ¤ger im Sinne dieser
Bestimmungen als Fahrer von Kraftwagen beschÃ¤ftigt worden wÃ¤re, hÃ¤tte er
wie ein Arbeiter nach Â§ 5 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 TV Arb bei stÃ¤ndiger BeschÃ¤ftigung
auf einem Arbeitsposten fÃ¼r Beamte in die entsprechende Lohngruppe nach Â§ 5
Abs. 1 TV Arb, hier nach Lohngruppe 7a TV Arb, eingruppiert werden mÃ¼ssen. Das
war aber nicht der Fall.

Soweit die Eingruppierung des KlÃ¤gers in die Lohngruppe 4 â�� unterste
Lohngruppe fÃ¼r Handwerker und gleichgestellte Facharbeiter â�� darauf beruht,
dass er sog. Beamtendiensttuer war, ist dies nach der Rechtsprechung des BSG
wegen der nach Â§Â§ 5 Abs. 1 Nr. 4, 6 Abs. 2 der Anlage 2 zum TV Arb erfolgten
Einstufung nicht fÃ¼r die Facharbeitereigenschaft maÃ�geblich. Denn sie beruht
auf qualitÃ¤tsfremden Merkmalen. Das wird bereits daraus ersichtlich, dass nach
dem TV Arb jeder "Ã¼brige" Postarbeiter, der einen beamtenbewerteten
Dienstposten versieht, unabhÃ¤ngig von seiner sonstigen Qualifikation zumindest in
Lohngruppe 4 eingestuft wird. Durch den TV Nr. 367 wurden nÃ¤mlich mit Wirkung
vom 1. Mai 1982 bis dahin in Lohngruppe V Nr. 1 eingruppierte "Arbeiter, die
BeamtentÃ¤tigkeiten verrichten, soweit nicht hÃ¶her eingereiht" (Abs. 12
Unterabsatz 1 der Vorbemerkungen zum Lohngruppenverzeichnis iVm Protokollnotiz
2 zu Unterabsatz 2-4) in Lohngruppe IV eingruppiert, galten aber weiterhin nicht als
"Arbeiter im Sinne der TÃ¤tigkeitsmerkmale der Lohngruppen Ia bis IV". FÃ¼r sie
waren vielmehr die in den UnterabsÃ¤tzen 2-4 getroffenen Regelungen fÃ¼r die
"Ã¼brigen Arbeiter" und die Aussagen der Lohngruppe V entsprechend
anzuwenden. Daran zeigt sich, dass aus der bloÃ�en Eingruppierung eines
Beamtendienst verrichtenden Arbeiters in Lohngruppe IV (ab 1. Oktober 1990:
Lohngruppe 4) nicht auf einen Facharbeiterstatus des betreffenden Arbeiters
geschlossen werden kann. Soweit der KlÃ¤ger einwendet, die Protokollnotiz zum TV
Nr. 367 habe fÃ¼r den im Zeitpunkt seines Ausscheidens aus dem Dienst der
Deutschen Post AG Ende April 1995 geltenden TV Arb keine Bedeutung mehr
gehabt, weil dieser darauf nicht mehr Bezug genommen habe, vermag der Senat
ihm nicht zu folgen. Es ist nicht ohne Bedeutung, welche BeweggrÃ¼nde fÃ¼r die
Tarifparteien ausschlaggebend waren, als sie eine bestimmte tarifrechtliche
Einstufung fÃ¼r sog. "Beamtendiensttuer" festlegten.

Der KlÃ¤ger ist auch nicht deshalb als Facharbeiter zu betrachten, weil die
Deutsche Post AG unter dem 16. November 1999 mitgeteilt hat, dass er auch ohne
BerÃ¼cksichtigung der Arbeit auf einem Arbeitsposten fÃ¼r Beamte in Lohngruppe
4 eingruppiert worden wÃ¤re. Zwar war der KlÃ¤ger von Beginn seiner TÃ¤tigkeit
bei der Deutschen Bundespost im Jahre 1973 an in Lohngruppe IV eingruppiert und
gehÃ¶rte er deshalb nicht zu den erst durch den TV Arb Nr. 367 zum 1. Mai 1982 in
Lohngruppe IV Ã¼bergeleiteten "Arbeitern, die Beamtendienst verrichten, soweit
nicht hÃ¶her eingereiht" der frÃ¼heren Lohngruppe V Nr. 1. Die FragwÃ¼rdigkeit
der tariflichen Eingruppierung unter Bezugnahme auf die Protokollnotiz in Â§ 2 Ziff 4
TV Arb Nr 367, die Regelung der Anlage 2 Â§ 5 TV Arb sowie die ErklÃ¤rungen der
Tarifvertragsparteien bezieht sich nÃ¤mlich allein auf die Beamtendiensttuer und
jene DienstleistungskrÃ¤fte, deren TÃ¤tigkeit sich gerade nicht nach Abschnitt III
der Anlage 2 zum TV Arb â�� Entlohnung von Arbeitern, die auf einem
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Arbeitsposten fÃ¼r Arbeiter beschÃ¤ftigt sind â�� auf Grund der Beschreibungen in
Anlage 2 Â§ 17 TV Arb einer Facharbeitergruppe zuordnen lassen (so jetzt auch BSG
v. 28. April 2004, B 5 RJ 153/03 B â�� Fahrer von Lastkraftwagen mit einem
zulÃ¤ssigen Gesamtgewicht von mehr als 7, 5 t oder LastzÃ¼gen von mehr als drei
Achsen nach Anlage 2 Â§ 17 Lohngruppe 5 Nr 5 TV). Der Senat vermag zu seiner
Ã�berzeugung jedoch nicht festzustellen, dass der KlÃ¤ger bei seinem Ausscheiden
aus dem Dienst der Deutschen Post AG Qualifikationen aufwies, die ihn einer
Facharbeiterlohngruppe zuordnen bzw. einem Facharbeiter gleichstellen lieÃ�en.

Der KlÃ¤ger verfÃ¼gte weder Ã¼ber die Ausbildung noch Ã¼ber die Kenntnisse
und FÃ¤higkeiten einer gelernten Dienstleistungsfachkraft, die nach Lohngruppe 5
Nr. 10 TV Arb (Eingangsstufe) eingruppiert ist. Soweit der berufskundige
SachverstÃ¤ndige S. ausgefÃ¼hrt hat, dass zu den Schwerpunkten der TÃ¤tigkeit
des KlÃ¤gers das Annehmen, BefÃ¶rdern und Zustellen von Brief- und
Paketsendungen, das Vorbereiten, DurchfÃ¼hren und Nachbereiten der Zustellung,
das Ausgeben von Sendungen Ã¼ber PostfÃ¤cher, das Leeren von BriefkÃ¤sten,
das Annehmen und Ausgeben von Paketen, das Beraten von Kunden Ã¼ber
Versandarten, VersandmÃ¶glichkeiten und Versandkosten, das Entgegennehmen
und Weiterleiten von Reklamationen, das Vorbereiten von Sendungen fÃ¼r den
Transport und das Transportieren von Sendungen zwischen Brief- und Frachtzentren
und Zustellbasen gehÃ¶rt habe, hat er nur den in Betracht kommenden
Aufgabenbereich, nicht aber bereits Qualifikationen beschrieben, die denen einer
gelernten Dienstleistungsfachkraft gleichkommen.

Die Voraussetzungen der Lohngruppe 4 Nr. 3 TV Arb erfÃ¼llte der KlÃ¤ger als
Arbeiter im Fachbereich Postfachdienst der Fachrichtung Post bereits deshalb nicht,
weil er die Postbetriebliche PrÃ¼fung oder die PrÃ¼fung fÃ¼r den einfachen
Postdienst nicht abgelegt hatte. Es kann hier deshalb dahinstehen, ob das Kriterium
"Bestehen der Postbetrieblichen PrÃ¼fung" in Lohngruppe 4 Nr. 3 TV Arb
qualitÃ¤tsfremd ist, weil das Bestehen dieser PrÃ¼fung keine Auswirkungen auf die
QualitÃ¤t der verrichteten Arbeit hatte und lediglich den Arbeitern einen hÃ¶heren
Eingruppierungsschutz bot (so BSG vom 16. November 2000 -.B 13 RJ 79/99 R, SozR
3-2600 Â§ 43 Nr. 23 = Breithaupt 2001, 535).

Der Senat vermag den KlÃ¤ger auch nicht als Arbeiter iSd Lohngruppe 4 Nr. 5 TV
Arb anzusehen. In diese Lohngruppe sind Arbeiter eingereiht, die im Rahmen ihres
Dienstplanes regelmÃ¤Ã�ig "als Fahrer von Kraftwagen" beschÃ¤ftigt werden
(soweit nicht hÃ¶her eingereiht). Der Senat zieht nicht grundsÃ¤tzlich in Zweifel,
dass auch die im Rahmen des Dienstplanes erfolgende regelmÃ¤Ã�ige
BeschÃ¤ftigung "als Fahrer von Kraftwagen" geeignet sein kann, als
FacharbeitertÃ¤tigkeit in einem Tarifvertrag â�� wie hier im TV Arb â��
aufgefÃ¼hrt und bewertet zu werden. Der TV Arb unterscheidet nach der
Rechtsprechung des BSG nÃ¤mlich "vom Ansatz her" nach dem Vorhandensein
bestimmter AusbildungsabschlÃ¼sse und weist daher hinreichende
QualitÃ¤tsstufen auf, um als AnknÃ¼pfungspunkt fÃ¼r die Bewertung des
bisherigen Berufs iS des Â§ 43 SGB VI (aF) dienen zu kÃ¶nnen. Dies hat das BSG
dem Â§ 10 Abs. 3 TV Arb sowie der entsprechenden Abstufung der Lohngruppen 1
bis 9 nach dem Verzeichnis der Anlage 2 Â§ 17 TV Arb fÃ¼r Arbeiter entnommen
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und ist zum Ergebnis gelangt, dass fÃ¼r die Lohngruppen 4 bis 9 des
Verzeichnisses der Anlage 2 Â§ 17 zum TV Arb die FacharbeiterqualitÃ¤t iS des
Mehrstufenschemas prÃ¤gend ist. Bereits die Lohngruppe 4 ist hiernach vom
Leitbild der Handwerker und gleichgestellten Facharbeiter bzw. der
Dienstleistungsfachkraft geprÃ¤gt. Nach dem BSG bleibt es deshalb bei der in der
Regel unwiderlegbaren Vermutung der Richtigkeit der tarifvertraglichen
Eingruppierung in die Facharbeitergruppen 4 bis 9 nach Anlage 2 Â§ 17 TV Arb in
den FÃ¤llen, in denen bereits die EingangstÃ¤tigkeit nach Anlage 2 Abschnitt III â��
Entlohnung von Arbeitern, die auf einem Arbeitsposten fÃ¼r Arbeiter beschÃ¤ftigt
sind â�� in eine Facharbeiterlohngruppe durch den TV eingruppiert wird. Denn
insoweit ist nicht ersichtlich, dass hierfÃ¼r die zu beachtenden qualitÃ¤tsfremden
Gesichtspunkte eine Rolle gespielt haben kÃ¶nnen. Es kommt insoweit allein auf die
unter AuÃ�erachtlassung qualitÃ¤tsfremder Faktoren maÃ�gebliche
"Einstiegslohngruppe" an.

Nach Auffassung des Senats fÃ¤llt die zuletzt vom KlÃ¤ger verrichtete TÃ¤tigkeit
indes nicht â�� wovon auch das Sozialgericht nicht ausgegangen ist â�� unter die
Lohngruppe 4 Nr. 5 TV. Die in den Personalakten enthaltenen "Hinweise und
Beispiele zum Formblatt "Einsatzanzeige Arb" legen nahe, dass Lohngruppe 4 Nr. 5
TV Arb nur "echte Fahrer von Kraftwagen" erfassen will, nÃ¤mlich solche Arbeiter,
die mit TÃ¤tigkeiten nach der Kzi 165 38 oder TÃ¤tNr 406 des BewKat PA (V),
ausgenommen die TÃ¤tigkeiten des Briefkastenleerungs- und des Begleitdienstes,
sowie mit TÃ¤tigkeiten der AtNr 319 65 des Bew Kat F beschÃ¤ftigt werden.
AufgabentrÃ¤ger eines KraftfahrzeugfÃ¼hrers im Bereich StraÃ�enpost
(Bewertungsbereich: 165; Kennziffer 165 38: Regelbewertung A2/A3/A4, A5,
Fachrichtung Post, Fachbereich Postfachdienst) war der KlÃ¤ger nach Auffassung
des Senats nicht. Sonst hÃ¤tte dies â�� wie ausgefÃ¼hrt â�� im Hinblick auf den
von ihm innegehabten Beamtendienstposten zu einer Einstufung nach Lohngruppe
5 (als Eingangsstufe) fÃ¼hren mÃ¼ssen. In keinem der Berichte der Deutschen
Post AG vom 22. September 1995, 8. MÃ¤rz 1996 und 16. November 1999 wird
denn auch die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers als "Fahrer von Kraftwagen" bezeichnet.
Seine TÃ¤tigkeit wird vielmehr mit "Arbeiter in der Eilzustellung", "Zusteller von
Telegrammen und Eilbriefen sowie schweren Eil- und Schnellpaketen sowie
KuriertÃ¤tigkeiten per PKW", "Teilkraft im Postfachservice" bezeichnet. Zudem ist
dem zu einer Arbeiterin mit BeamtentÃ¤tigkeit (Landzustelldienst mit Kraftwagen)
ergangenen Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 25. Januar 1984 (4 AZR 628/82, 
BAGE 45, 57 = AP Nr 1 zu Â§ 10 TV Arb Bundespost) zu entnehmen, dass die
Tarifvertragsparteien (Ergebnisniederschriften vom Nr. 10/1976 und 12/1976 vom 2.
Juli bzw. 29. September 1976) als KraftfahrertÃ¤tigkeiten iSd Lohngruppe 4 Nr 5 TV
Arb nur solche TÃ¤tigkeiten angesehen haben, deren Hauptaufgabe in der
BefÃ¶rderung von Personen und Sachen liegt. Soweit das Kraftfahrzeug nur als
Hilfsmittel verwendet wird, das die Zustellung erleichtert, wird keine
KraftfahrertÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt. ZusammenhangtÃ¤tigkeiten der im Dienstposten
ausgewiesenen BeamtentÃ¤tigkeit, die â�� wie das FÃ¼hren des Kraftfahrzeugs bei
der Zustellung â�� nach dem Zweck der HaupttÃ¤tigkeit von untergeordneter
Bedeutung seien, kÃ¶nnen eine hÃ¶here Eingruppierung nicht rechtfertigen. Der
Senat hat in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 10. MÃ¤rz 2004 darauf
hingewiesen, dass zwischen den Tarifvertragsparteien, wie sich aus der

                             9 / 11

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=4%20AZR%20628/82
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BAGE%2045,%2057
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=AP%20Nr%201%20zu%20§%2010%20TV%20Arb%20Bundespost


 

Protokollnotiz Nr. 1 zu Unterabsatz 1-4 TV Arb Nr. 367 ergibt, Ã¼ber die Anwendung
des TÃ¤tigkeitsmerkmals in Lohngruppe IV Nr. 5 unterschiedliche Auffassungen
bestanden. Er vermag sich der Auffassung, dass die PKW-motorisierte Zustellung
fÃ¼r sich allein schon ein die Einstufung nach Lohngruppe 4 Nr 5 rechtfertigendes
Facharbeiter-TÃ¤tigkeitsmerkmal darstellt, im Ergebnis nicht anzuschlieÃ�en.

Die Deutsche Post AG hat im â�� den Beteiligten aus dem Verfahren VI JBf 122/96
des Landessozialgerichts Hamburg (Urteil vom 31. Mai 2001) bekannten â��
Schreiben vom 9. April 2001 unter Hinweis darauf, dass der AufgabentrÃ¤ger
"KraftfahrzeugfÃ¼hrer" seit jeher als BeamtentÃ¤tigkeit ausgewiesen sei,
ausgefÃ¼hrt, dass die GrÃ¼nde fÃ¼r die damalige Zuordnung des
TÃ¤tigkeitsmerkmals "Arbeiter, die im Rahmen ihres Dienstplanes regelmÃ¤Ã�ig als
Fahrer von Kraftwagen beschÃ¤ftigt werden, soweit nicht hÃ¶her eingereiht" zur
Lohngruppe 4 aus den ihr vorliegenden Unterlagen nicht mehr ersichtlich sei. Sie
nimmt jedoch an, dass hiermit dem mit der Teilnahme am StraÃ�enverkehr
verbundenen Gefahrenpotential und der erforderlichen Sorgfalt und Beachtung der
StraÃ�enverkehrsvorschriften Rechnung getragen werde. Nach Satz 1 der
Protokollnotiz zu Lohngruppe 3 Nr. 6 und Nr. 7 TV Arb werden selbst Fahrer von
Elektrokarren, Elektroschleppern oder Gabelstaplern als Fahrer von Kraftwagen
nach Lohngruppe 4 Nr. 5 eingruppiert, wenn sie Fahrzeuge fÃ¼hren, die am
Ã¶ffentlichen Verkehr teilnehmen, und kÃ¶nnen "Arbeiter, die im Rahmen des
Dienstplanes regelmÃ¤Ã�ig als Fahrer von Gabelstaplern beschÃ¤ftigt werden,
soweit nicht hÃ¶her eingereiht" sowohl nach Lohngruppe 3 Nr. 7 als auch nach
Lohngruppe 4 Nr. 6 und Lohngruppe 5 Nr. 6 (und nach vierjÃ¤hriger BeschÃ¤ftigung
nach diesen Lohngruppen nach Lohngruppe 3a bzw. 4a bzw. 5a Nr. 1 TV Arb)
eingruppiert werden (wobei fÃ¼r die nach Satz 1 der Protokollnotiz zu Lohngruppe 3
Nr. 6 und Nr. 7 nach Lohngruppe 4 Nr. 5 TV Arb einzugruppierenden Fahrer von
Gabelstaplern das Eingruppierungsmerkmal Lohngruppe 5 Nr. 5 und 6 TV Arb
jedoch nicht gilt). BezÃ¼glich der am Ã¶ffentlichen StraÃ�enverkehr teilnehmenden
Fahrer von Elektroschleppern oder Elektrokarren hat die Deutsche Postgewerkschaft
im genannten Verfahren VI JBf 122/96 ausgefÃ¼hrt, dass von ihnen eine besondere
Sorgfaltspflicht verlangt und an sie hÃ¶here Anforderungen gestellt werden, weil sie
die Bedingungen des Ã¶ffentlichen StraÃ�enverkehrs kennen mÃ¼ssten, so dass
sie deshalb Facharbeitern gleichgestellt seien. Nach Ansicht des Senats hat der
KlÃ¤ger die TÃ¤tigkeit eines "Fahrers von Kraftwagen" neben seiner Zustell- und
KuriertÃ¤tigkeit aber allenfalls mitverrichtet und kommt es vorliegend daher nicht
darauf an, ob diese von den Tarifvertragsparteien genannten GrÃ¼nde
QualitÃ¤tsmerkmale darstellen, die die Aufnahme des "Fahrers von Kraftwagen" in
die von der FacharbeiterqualitÃ¤t iSd Mehrstufenschemas geprÃ¤gte Lohngruppe 4
(Nr. 5) TV Arb rechtfertigen. Arbeiter, die dienstplanmÃ¤Ã�ig Arbeiten der
Lohngruppe 4 TV Arb (oder einer hÃ¶heren Lohngruppe) mitverrichten, sind
lediglich in Lohngruppe 3 Nr. 5 TV Arb (nach vierjÃ¤hriger BeschÃ¤ftigung und
Entlohnung nach Lohngruppe 3a TV Arb), also in einer Gruppe fÃ¼r angelernte
Arbeiter, aufgefÃ¼hrt. Nach alledem gelangt der Senat zu der Ã�berzeugung, dass
der KlÃ¤ger nicht in eine Facharbeitergruppe (Lohngruppe 4 Nr. 5 TV Arb)
einzugruppieren gewesen wÃ¤re, wenn er keine beamtenbewertete TÃ¤tigkeit
ausgeÃ¼bt hÃ¤tte. Ob die in der Auskunft der Deutschen Post AG vom 22.
September 1995 enthaltene Aussage, dass auch ein BewÃ¤hrungsaufstieg die
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LohnhÃ¶he des KlÃ¤gers bestimmt habe, zutrifft, bedarf auch deswegen keiner
PrÃ¼fung.

Als angelernter Arbeiter â�� auch als sog. oberer angelernter Arbeiter â�� ist der
KlÃ¤ger auf die von dem berufskundigen SachverstÃ¤ndigen S. aufgezeigten
TÃ¤tigkeiten im Bereich der besonders leichten angelernten Pack-, Montier,
Produktions-, PrÃ¼f-, Etikettier-, Muster- und Kommissionierungsarbeiten, die in den
verschiedensten Wirtschaftszweigen, anfallen, verweisbar. Hierbei handelt es sich
nicht um nicht weiter charakterisierte ArbeitsplÃ¤tze des allgemeinen
Arbeitsmarktes, sondern um allein im Raume H. in nennenswerter Anzahl
eingerichtete ArbeitsplÃ¤tze mit TÃ¤tigkeiten, fÃ¼r die je nach persÃ¶nlicher
Anstelligkeit Einarbeitungszeiten von zwei bis zehn Wochen erforderlich sind.
BerufstÃ¤tigkeiten mit den genannten Bezeichnungen kommen im heutigen
Berufsleben tatsÃ¤chlich vor, wie dem Gericht aus einer Reihe von Aussagen und
Gutachten berufskundiger SachverstÃ¤ndiger bekannt ist. Sie sind dem KlÃ¤ger als
leichte, vorwiegend im Sitzen und mit der MÃ¶glichkeit des Wechsels der
KÃ¶rperhaltung und in geschlossenen RÃ¤umen zu verrichtende TÃ¤tigkeiten
gesundheitlich vollschichtig zumutbar, da sie weder hÃ¤ufiges und anhaltendes
BÃ¼cken noch hÃ¤ufige oder anhaltende Ã�berkopfarbeiten beinhalten.

Ist der KlÃ¤ger nach alledem nicht berufsunfÃ¤hig nach dem bis zum 31. Dezember
2000 geltenden Recht, so besteht bei ihm auch keine teilweise Erwerbsminderung
wegen BerufsunfÃ¤higkeit nach Â§ 240 SGB VI in der ab 1. Januar 2001 geltenden
Fassung.

Die Berufung der Beklagten hat deshalb in vollem Umfang Erfolg.

Die Kostenentscheidung entspricht dem Ausgang des Rechtsstreits und beruht auf 
Â§ 193 SGG.

Der Senat hat die Revision gem. Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 SGG nicht zugelassen,
weil die Voraussetzungen hierfÃ¼r fehlen.

Erstellt am: 10.09.2004

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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